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Bericht und Antrag 

des Innnenausschusses (4. Ausschuß) 


zum Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung 
des Wehrsoldgesetzes 
— Drucksache 7/1854 — 


A. Problem 

Der Wehrsold ist zuletzt zum 1. Januar 1971 erhöht worden. 
Seine Anpassung an die seither eingetretene Entwicklung in 
den übrigen Bereichen erscheint erforderlich. Da die „beson- 
dere Zuwendung" (sog, Weihnachtsgeld) für Wehrsoldempfän- 
ger aus dem durchschnittlichen Monatsbetrag der Wehrsold- 
gruppe zwei errechnet wird, ist mit der Erhöhung des Wehr- 
soldes auch diese Zuwendung zu erhöhen. 


B. Lösung 

1 . Anhebung des Wehrsoldes/Grenzschutzsoldes in allen Wehr- 
sold-/ Grenzschutzsoldgruppen um 1 DM 

2. Erhöhung der besonderen Zuwendung von 185 DM auf 
215 DM 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

1977 
98 


(Millionen DM) 
1974 1975 1976 

101 99 98 
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Drucksache 7/2231 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Ey und Becker (Nienberge) 


Der Gesetzentwurf wurde in der 93. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 2. April 1974 an den 
Innenausschuß federführend, an den Verteidigungs- 
ausschuß zur Mitberatung und nach § 96 der Ge- 
schäftsordnung an den Haushaltsausschuß überwie- 
sen. Der Innenausschuß hat seine Beratung in seiner 
39. Sitzung am 6. Juni 1974 vorbehaltlich der Zu- 
stimmung des Verteidigungsausschusses abgeschlos- 


sen. Der Verteidigungsausschuß hat ihm in seiner 
Sitzung am 12. Juni 1974 zugestimmt. Der Bericht 
des Haushaltsausdiusses nach § 96 der Geschäfts- 
ordnung wird gesondert erstattet. 

Der Innenausschuß und der Verteidigungsaus- 
schuß empfehlen die unveränderte Annahme des 
Regierungsentwurfs. Zur Begründung wird auf die 
Drucksache 7/1854 Seite 6 verwiesen. 


Bonn, den 12. Juni 1974 


Ey Becker (Nienberge) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf ■ — ■ Drucksache 7/1854 — unverändert anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen und Eingaben für 
erledigt zu erklären. 

Bonn, den 12. Juni 1974 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Ey Becker (Nienberge) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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